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Dorothea Gängel

Die ErleichterungwarLetizia Elia,
Direktorin von Basel Tourismus,
anzumerken, als sie den Medien
am Donnerstag die Jahreszahlen
2022 präsentierte. Mit 1,3 Millio-
nen Hotelübernachtungen hat
man imvergangenen Jahrein Plus
von 66 Prozent gegenüber dem
Vorjahr verzeichnen können.
«Dass die Zahl der Logiernächte
in Basel fast ansVorkrisenniveau
herankommt, ist ein besseres Er-
gebnis, als erwartetwerden durf-
te», bilanziert Letizia Elia. Der
Rückstand zum Rekordjahr 2019
sei geschrumpft und betrage nur
noch 8,6 Prozent.

Insbesondere die Monate Au-
gust, September und Dezember
lagen über demResultat desVor-
jahres. Dies verdanke man den
besucherstarken Anlässen wie
dem Eidgenössischen Schwing-
und Älplerfest (Esaf), dem Zio-
nistenkongress, dem Europäi-
schen Pathologiekongress sowie
dem Weihnachtsmarkt. Es sind
primär die Schweizer Gäste, die
während der Pandemie ihren
Heimatmarkt als Freizeitdesti-
nation entdeckt haben.Doch der
Trend zeige, dass auch die Asia-
ten langsam wieder ihre Reise-
tätigkeit aufnähmen.

Geschäftstouristen sind rar
Ob sich der Geschäftstourismus
jewieder aufVor-Corona-Niveau
einpendelt, ist fraglich. Die Aus-
wertung der gebuchten Logier-
nächte unter derWoche zeigt je-
denfalls noch keinen Trend in
diese Richtung.

Obwohl die Zahlen insgesamt
deutlich gestiegen sind, bleibt
dieAuslastung derHotelzimmer
in Basel, deren Kapazität wäh-
rend der Pandemie noch ausge-
bautwurde,mit rund 55 Prozent
tief.Aufgrund der aktuellen geo-
politischen Lage sowie der infla-
tionären Preisentwicklung blickt
RaphaelWyniger, Präsident Ho-
tellerie Basel, nur verhalten op-

timistisch in die Zukunft. Er be-
dankte sich beimBund und beim
Kanton für die finanziellen Hil-
feleistungen während der Pan-
demie, die 2022 inAnspruch ge-
nommen werden konnten.

Für das Jahr 2023 hat sich Ba-
sel Tourismus ehrgeizige Ziele
gesetzt. Einer der Schwerpunk-
te wird die Stärkung als Kon-
gressstadt sein. Letizia Elia, die
als ehemalige stellvertretende
Direktorin des Congress Center

über viel Erfahrung in diesem
Bereich verfügt, setzt hiermit der
Bildung einer Taskforce einen
deutlichen Akzent. Es gelte, die
grosse Kompetenz von Basel im
wissenschaftlichen Bereich so-
wie die zur Verfügung stehende
Infrastruktur wirkungsvoll für
dieAkquise von Kongressen ein-
zusetzen.

Erste Erfolge kann sie schon
vorweisen: 19 Kongresse und
Events, die jeweilsmehr als 1000

Menschen anziehenwerden, ha-
ben sich bereits für dieses Jahr
angemeldet.

BegleitetesRheinschwimmen
In diesemZusammenhang soll ein
spezieller Fokus auf die Art Basel
gerichtet werden, die dieses Jahr
zwischendem 15.unddem 18. Juni
stattfinden wird. Primär gelte es,
die Willkommenskultur von Ba-
sel zu stärken und das im In- und
Ausland auch entsprechend zu

kommunizieren. Hotelpackages
oderFreizeiterlebnissewie ein be-
gleitetes Rheinschwimmen sollen
Kunstinteressierte noch stärker
für die Messe begeistern, die un-
verzichtbar für die Attraktivität
des Standorts Basel sei.

Einen weiteren strategischen
Schwerpunkt setzt Basel Touris-
mus in derWeiterführung der er-
folgreichen Imagekampagne,mit
der in den Sommermonaten ge-
zielt Reisende aus der Schweiz

angesprochenwurden.Allgemein
wollemandieDigitalisierungund
die Präsenz auf sozialen Medien
vorantreiben. Auch die Nutzung
des statistischen Zahlenmateri-
als als Grundlage fürdie Entwick-
lung neuerProduktemöchteman
in Zukunft konsequent betreiben.
AndieserStelle bedankte sich Elia
beim Statistischen Amt Basel-
Stadt, das mit der Erhebung und
Auswertungvon detailliertenDa-
ten wertvolle Arbeit leistet.

Erwartungen der Hotellerie werden übertroffen
Jahreszahlen Basel Tourismus Die Logiernächte haben sich im vergangenen Jahr im Vergleich zu 2021
mehr als verdoppelt. In diesem Jahr möchte man Basel als Kongressstadt stärker positionieren.

Art Basel im Fokus: Die Willkommenskultur der Stadt soll gestärkt werden. Foto: Basel Tourismus

Die neue Basler Regierung ist
nun zwei Jahre im Amt. Diverse
Entscheidungen bestätigen,
dass die rot-grüne Regierungs-
mehrheit weiter Bestand hat
und in Schlüsseldepartemen-
ten, wie dem Bau- und Ver-
kehrsdepartement (BVD), leider
wenig neue Impulse kommen.
Vollmundige Versprechungen
aus demWahlkampf sind nicht
erfüllt worden.Wer Führung
erwartet hat, wird von GLP-
Regierungsrätin Esther Keller
enttäuscht. Es regieren im BVD
weiterhin eher die Chefbeam-
ten. Diese verhalten sich gern
so, als ob es weder Regierungs-
rätin noch Parlament gebe. Die
Vorsteherin hat generell einen
schweren Stand, hangelt sie
sich doch, wie beim Referen-
dum gegen das missratene
Familiengartengesetz, von
Niederlage zu Niederlage und
von Flop zu Flop.

So hat sich in Bezug auf das
Baustellenchaos wenig zum
Positiven gewendet. Noch
immer dauern Baustellen,
selbst für ein neues Halte-
stellenperron, zu lange, und
noch immerwird zu wenig
koordiniert. Esther Keller ist in
diesem Bereich dringend
gefordert, schliesslich werden
durch den beschlossenen
Ausbau der Fernwärme in den
kommenden 15 Jahren derart
viele Strassen aufgerissen, dass
eine lückenlose Koordination
aller Bautätigkeiten zwingend
ist. Scheitert der Ausbau
der Fernwärme bis 2037,
scheitert auch das Ziel des
klimaneutralen Kantons. Esther
Keller wäre dann die grüne
Totengräberin der Klimaziele.

Fairerweise muss man fest-
halten, dass das Departement
nach chaotischen Jahren unter

lausiger SP-Führung, wir
erinnern uns zum Beispiel an
die von Hans-PeterWessels
ins Elsass transferierte BVB-
Million, in grosser Unordnung
war und man Esther Keller
als Amtsnovizin etwas Zeit
lassen musste. Doch wer
nach gut zwei Jahren wichtige
Entscheidungen nicht fällt
oder sie wegdelegiert, muss
sich hinterfragen.

Wichtige Entscheidungen
gäbe es nämlich einige zu
fällen. Das Bau- und
Gastgewerbeinspektorat ist seit
Monaten unterbesetzt und die
Stimmung unter der aktuellen
Amtsleitung mies. Klagen
darüber hört man nicht nur von
ehemaligen Mitarbeitern des
Amtes, sondern auch von
Bürgern und Gewerbetreiben-
den, die sich mit dem Amt
herumschlagen müssen. Selbst

triviale Dinge wie die vom
Parlament schon seit Jahren
verlangte Verlängerung der
Amtsöffnungszeiten gehen
nicht vorwärts. Führen heisst,
Entscheidungen zu treffen und
umzusetzen. Hier bleibt Esther
Keller aber stumm.

Und auch das Trauerspiel
um die sogenannten «velo-
freundlichen Tramgleise»
nimmt kein Ende. Die ein-
gesetzten Gummiprofile fallen
seit Inbetriebnahme an der
Bruderholzstrasse durch und
mussten schon mehrfach
ersetzt werden, obschon seit
dem ersten Test klar war, dass
der Gummi rissig ist,Wasser
eindringen kann und bei tiefen
Temperaturen vereist. Man
wolle «mittelfristig» eine
«wintertaugliche Lösung»
finden, heisst es dazu aus dem
BVD. Die Kosten für diesen Flop

liegen schon jetzt bei fast einer
Million Franken. Gemäss BVB
ist allein an dieser Strasse pro
Jahr über eine halbe Tonne (!)
Gummi notwendig. Eine
führungsstarke Regierungs-
rätin würde diesem Unsinn
längst ein Ende bereiten.

Doch Unsinn hat im BVD leider
Hochkonjunktur. Kennen Sie
diese tollen roten Verleihvelos?
Diese verrotten ungenutzt auf
der Allmend und nehmen
anderen Fahrrädern ironischer-
weise den Parkplatz weg. Bis
Ende 2022 wurden lediglich
6800 Fahrten mit diesen Velos
unternommen und 66’000
Kilometer zurückgelegt. Durch-
schnittlich sind dies also 14 (!)
Mieten pro Tag.Wenn davon
ausgegangen werden muss,
dass für jede Fahrt immer ein
neues Gefährt gebraucht wird,
stehen jeden Tag also 626

Fahrräder ungenutzt in der
Stadt herum. Auch hier werden,
wider besseresWissen, Steuer-
gelder verschleudert, und der
Mut fehlt, nach dem ebenfalls
gescheiterten Enuu-Projekt
ein Machtwort zu sprechen.
Es wird das Parlament sein
müssen, welches Esther Keller
zur Räson bringt.

Regieren heisst führen
und nicht nur moderieren.
Es ist Zeit, dass auch eine
Amtsnovizin begreift, dass man
Entscheidungen fällen muss.
Unsere Bevölkerung hat es
verdient, anständig regiert zu
werden.

Ein ungeführtes Bau- und Verkehrsdepartement?
Im BVD regieren weiterhin eher die Chefbeamten. Diese verhalten sich gern so,
als ob es weder Regierungsrätin noch Parlament gebe, findet Joël Thüring.

Thüring direkt

Joël Thüring
Grossrat SVP
Basel-Stadt und
BaZ-Kolumnist
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Sebastian Briellmann

Gehts nun sogar vor ein Gericht?

Der Basler SVP-Präsident Pascal
Messerli rotiert schon am
Mittwochmorgen um 7.34 Uhr
im roten Bereich und schreibt
seinem LDP-Grossratskollegen
Jeremy Stephenson öffentlich-
keitswirksam auf Twitter:
«Shame on you, Jeremy. Ich
überlege mir, rechtliche Schritte
gegen Dich einzuleiten.»

Messerlis Furor entwickelt sich
bei der morgendlichen Presse-
schau, als er beim Online-
magazin «Bajour» den Artikel
über die Parteiversammlung
der Liberalen liest – und er
kulminiert in den Passagen,
in denen Stephenson einen
prominenten Auftritt hat.

Der ehemalige Gerichtspräsi-
dent lässt sich wie folgt zitieren:
«Wenn ich den Sauhaufen der
SVP im Grossen Rat sehe, will
ich die Finger davon lassen, nur
mit einem von ihnen ein
Bündnis zu machen.» Und über
«reaktionäre Rechtsaussen-
leute» befindet er: «Leute, die
keine Ahnung haben von Politik,
aber ein riesengrosses Maul.»

Hintergrund dieser Aussagen:
Die LDPwill für die National-
ratswahlen eine Listenver-
bindung mit der FDP, mit der
Mitte und den Grünliberalen
(Stephenson: «kleineres Übel»).
Die SVP bleibt aussen vor.

Mal wieder.

Ist das wirklich ein Fall für
ein Gericht? Kleine Ent-
warnung: natürlich nicht.
Stephenson hat sich bei
Messerli für dieWortwahl
entschuldigt, und damit ist die
Sache – zumindest für Basler
Richter – erledigt.

Geht es um die politischen
Auswüchse, kann nicht wirk-
lich von einer Entspannung
berichtet werden. Vielmehr ist

es eine Fortführung einer
innerbürgerlichen Blockade-
haltung. Der Schulterschluss
bleibt aus.

Mal wieder.

Das ist keine Überraschung:
Die BaZ hat schon im Sommer
in Erfahrung gebracht, dass
LDP, Mitte und neu auch die
FDP keine Listenverbindung
mit der SVPwollen.

Die Mitte, weil sie glaubt, dass
ihreWähler das nicht goutierten.
Die FDP, das Zusammengehen
in der Vergangenheit stets
befürwortend, weil es ihr im
Herbst bei den Nationalrats-
wahlen taktisch tatsächlich
nichts bringen würde.

Und die LDP, weil allein das
Wörtchen «SVP» offensichtlich
für kollektives Unbehagen
sorgt. Also macht mans mit der
GLP, die man zwar auch doof
findet, aber immerhin kein
«Sauhaufen» ist? Das ist ein
relativ bescheidenes Argument,
um denWähler mit Verve und

Überzeugung von einer bürger-
lichenWahlliste zu überzeugen
– einer Liste, die nicht mehr ist
als eine Zweckgemeinschaft,
mit einer Partei, die bei der LDP
als «kleineres «Übel» betitelt
wird.

Zwischenfrage: Ist eine solche
Äusserung weniger respektlos
als die «reaktionären Rechts-
aussen» mit ihren «riesengros-
sen Mäulern»? Diese Aus-
drucksweise bleibt haften –
Entschuldigung hin oder her.
Viel entscheidender ist jedoch:
Damit riskiert man einen
zweiten Sitz, den man mit der
SVP auf sicher hätte.

Eine baslerisch-bürgerliche
Posse. Kapitel 359.

Wird nämlich gleich gewählt
wie im Jahr 2019, gehen in der
nun selben Ausgangslage drei
Plätze in Bern an die Linke –
und nur einer ins bürgerliche
Lager. Knapp zwar – aber will
man sich wirklich darauf
verlassen, dass die SP oder die
Grünen (oder beide) verlieren,

während man selber zulegen
kann? Das ist alles andere als
sicher.

Dass die Bürgerlichen –
orchestriert von der LDP –
dieseWette eingehen, wirkt
auch reichlich unglaubwürdig.
Obwohl man es nur verschämt
und hinter vorgehaltener Hand
zugibt: Selbstredend hätte man
mit der SVP genügend über-
einstimmende Positionen.

Aber um das geht es inWirk-
lichkeit ja gar nicht, man hält
ein Zusammengehen für degou-
tant – da stärkt man lieber den
politischen Gegner, der davon
genüsslich (und ohne eigenes
Zutun) profitieren und die
bürgerliche Selbstzerfleischung
(mit ein paar klug eingesetzten
Spitzen) immer schön am
Köcheln halten kann. Das zeigt
einmal mehr: Die Linken sind
die besseren Politiker in dieser
Stadt. Und haben damit drei
Sitze verdient. Sie begreifen, wie
Machtpolitik geht (auch wenn
es in ihren Reihen ebenfalls
grössere Differenzen gibt).

Ein Beispiel für das bürgerliche
Wischiwaschi: Grundsätzlich
kann man sich ein Bündnis mit
der SVP immer vorstellen
(vielleicht mit Ausnahme der
Mitte, die aber bei einem Vor-
anschreiten von LDP und FDP
wohl auch viel besseren Gewis-
sens mitziehen könnte). Aber
eben erst das nächste Mal.
Dabei wissen sie: Sie haben
sogar die Macht, entscheidend
auf die Kandidaten, die bei der
Volkspartei auf die Liste kom-
men, einzuwirken. Der geht
nicht – zu extrem. Die ist gut –
mit der können wir leben.

Was die SVP (aus ihrer Sicht:
verständlicherweise) nicht
mitmacht: Sie soll auf alle
Kandidaturen verzichten, aber
für die anderen bürgerlichen
Aspiranten werben. Dann ist
der Support auf einmal nicht
mehr so «gruusig».

Die Folgen dieser Hinhaltetaktik
könnten die Bürgerlichen
spätestens bei den kantonalen
Gesamterneuerungswahlen
2024 zu spüren bekommen.Wie

sollen sie dann glaubhaft erklä-
ren, dass dieselben SVP-Vertre-
ter plötzlich kein «Sauhaufen»,
sondern Supporter sein sollen?
Oder gar auf einem gemeinsa-
men Ticket einen Regierungs-
ratskandidaten stellen?

Dieser Eiertanz zementiert die
linke Mehrheit.Wenn die
Bürgerlichen dies jedoch lieber
haben, als mit der SVP in Ver-
bindung gebracht zu werden,
müssten sie das genau so auch
mal sagen. Aber das benötigte
wohl gar viel Chuzpe. Lieber
beklagt man in der Öffentlich-
keit die bürgerliche Unter-
legenheit – aber kann sich
insgeheim selbstzufrieden auf
die Schulter klopfen, da man ja
das «Richtige» tut, indemman
den «Sauhaufen» meidet.

Reichlich abenteuerlich wirkt es
jedoch, wenn LDP-Chefstratege
Christoph Eymann bei «Bajour»
dann sogar noch fehlende
Mitwirkung vonseiten der SVP
bei den letztenWahlen beklagt:
«Hätte die SVP die FDP unter-
stützt, statt ein eigenes Süpp-
chen zu kochen,wäre Baschi
Dürr nicht abgewählt worden.»

Darauf kann man antworten:
Hätten die Bürgerlichen den
SVP-Kandidaten Stefan Suter
aufs gemeinsame Ticket
genommen, wäre dieser wohl
trotzdem nicht gewählt worden
– hätte aber wohl viele eigene
Wähler dazu gebracht, die
ganze Liste zu wählen.Weil
man das (trotz des moderaten
Kandidaten) – mal wieder –
kategorisch ausgeschlossen
hat, haben viele frustrierte
SVP-Wähler wohl tatsächlich
ihre Linien auf demWahlzettel
nicht mit dem Namen Baschi
Dürr versehen.

Dass also regelmässig bürgerli-
che Mehrheiten fehlen: Das ist
in grossen Teilen selbstver-
schuldet. Und der Hinweis, dass
der Kanton eher links tickt, ist
zwar nicht falsch, aberwirkt
eherwie eine faule Ausrede.

Hauptsache, nicht mit dem «Sauhaufen» SVP.
Links gewinnt?Wen kümmerts…
Das Rezept der Basler Bürgerlichen? LDP, FDP undMitte verbinden sich lieber mit den Grünliberalen, dem «kleineren Übel»,
als mit der Volkspartei. Das ist eineWischiwaschi-Haltung und könnte sich schon bald rächen.

Transparent linker Demonstranten – könnte aber auch ein bürgerlicher Wahlkampfslogan sein. Foto: Nicole Pont

Basel Mui und Hue
Huynh-Duong begehen
heute ihren 65. Hochzeitstag.
Die «Basler Zeitung» gratuliert
ihnen dazu herzlich und
wünscht alles Gute für die
gemeinsame Zukunft. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Das Baselbieter Parlament will,
dass der Fremdsprachenunter-
richt in der Primarschule über-
prüft und,wenn nötig, angepasst
wird. Mit 44 zu 38 Stimmen bei
einer Enthaltung hat es sich am
Donnerstag in Liestal hinter ein
Postulat vonAnita Biedert (SVP)
gestellt, das dieVerschiebung des
Französischunterrichts in die
Sekundarschule prüfen lassen
will. Die Regierung hat angebo-
ten, das Sprachenkonzept mit
fundiertenStudienundErhebun-
gen neu zu erarbeiten.

Anita Biedert, die denVorstoss
als verbindliche Motion einge-
reicht und am Donnerstag in
ein Postulat umgewandelt hatte,
schilderte in einem engagierten
Votum die Missstände, die sich
ihrer Ansicht nach durch die

Überfrachtung desUnterrichts in
den Primarschulen einstellten.
Drei Sprachen in derPrimarschu-
le führten dazu, dass Deutsch als
Muttersprache zu kurz komme–
mit gravierendenAuswirkungen
in späteren Jahren und im an-
schliessenden Berufsleben.

In derDebattewehrten sich die
SP und die Mitte/GLP-Fraktion
fast ebenso vehement gegen den
Angriff auf den Französischun-
terricht –mit einzelnenAbweich-
lern in ihren Reihen. Béatrix von
Sury (Mitte) sprach in ihrem teil-
weise auf Französisch gehaltenen
Votumvon einem«Affront gegen
die Romandie». «Wir können kei-
ne Landessprache abschiessen»,
sagte Patricia Bräutigam (Mitte).
Linard Candreia (SP) sagte, Spra-
che sei auch Kultur: «Was senden

wir da für ein Zeichen an die
Schweiz?» Und Miriam Locher
(SP) wollte schlicht nicht schon
wieder eine neue Schulreform.

Breite Studien angekündigt
Die meisten Landrätinnen und
Landräte, die Biedert unterstütz-
ten, wollten allerdings nicht so
weit gehen und Französisch ganz
auf die Sekundarschule verschie-
ben.Die schlechtenResultate und
der überfrachtete Lehrplan ver-
langten jedoch eineÜberprüfung
des Fremdsprachenkonzepts.

Thomas Eugster (FDP) sagte:
«Uns ist es wichtig, dass wir gut
Französisch lernen.» Die Resul-
tate seien aber wenig berau-
schend, sodass sich eine Ände-
rung des Konzepts aufdränge. Jan
Kirchmayr (SP)wandte sich zwar

dagegen, Französisch von vorn-
herein auf die Sek zuverschieben,
war aber für das Postulat: «Eine
Evaluation ist eine Chance.»
Anna-Tina Groelly (Grüne) sagte,
es sei auch zu prüfen, obman die
Reihenfolge des Fremdsprachen-
beginns tauschen könnte.Regie-
rungsrätin Monica Gschwind
(FDP) versprach, dass ihre Direk-
tion und der Bildungsrat dasAn-
liegen mit sehr breiten Studien
und Umfragen aufnehmenwoll-
ten. Die Auswirkungen mögli-
cher Änderungen seien gross:
etwa auf die weiterführenden
Schulen, auf dieMobilität der Fa-
milien in der Nordwestschweiz
oder auf die Ausbildung der
Lehrkräfte.

Thomas Dähler

Landrat überprüft Frühfranzösisch
Sprachdefizite Das Kantonsparlament will das Fremdsprachenkonzept der Baselbieter Primarschulen verändern.

«Uns ist es
wichtig, dass wir
gut Französisch
lernen.»

Thomas Eugster (FDP) Kostenlose
Zahn-Implantat Beratung

Manchmal hört man „bei Ihnen gehen
Implantate nicht, Sie haben zu wenig
Knochen“. Dies trifft nicht immer zu.
Dr. Marschall und Kollegen wissen wie man
auch bei wenig Knochenangebot Implantate
setzt. Profitieren Sie so lange es geht von
der Kompetenz und Erfahrung der speziali-
sierte Zahnärzte und vom Eröffnungsange-
bot: 40 % Rabatt* auf Implantat-Kronen
und übrige Kronen. Gilt bis zum 28.02.2023.
Termine können vereinbart werden bei ABA
Aeschenplatz Zahnklinik 061 226 60 00.
*Bei SSD-Tarif TPW 1.1 Fr., bei EL, KK, UVG gilt der SUVA Tarifvertrag


